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Rundbrief 03/2020                                  27.04.2020

Bedrängnisse durch mangelhafte Notfallinformationen 
(DSB LV Brandenburg e.V., Pressemitteilung vom 15.03.2020)
Der DSB LV Brandenburg begrüßt die Kritik des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung, Jürgen Dusel, dass im Falle von besonderen Situationen oder auch Notfallsituationen kaum barrierefreie Informationen verfügbar sind. Menschen mit Hörbeeinträchtigungen, insbesondere taube Menschen oder Menschen mit Lernschwierigkeiten haben wenig Chancen, z.B. im Fall von Coronavirus, selbständig an Informationen zu kommen. „Barrierefreie Kommunikation sollte immer der Standard sein, aber besonders in außergewöhnlichen Situationen, wie z.B. beim Coronavirus muss sie oberstes Gebot sein. Denn fehlende Informationen bedeuten eine konkrete Gefahr für die Menschen“, so der Beauftragte. „Weder die Bundesregierung noch nachgeordnete Behörden wie das Robert Koch-Institut, das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe oder die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung stellen aktuelle barrierefreie Informationen bereit - sei es in Erklärvideos oder bei Pressekonferenzen. Der Einsatz von Gebärdensprachdolmetscher*innen und die Bereitstellung von Informationen in Leichter Sprache sollten jedoch Standard sein. Das gilt auch für Anbieter von audiovisuellen Medien.“ Diese Forderungen werden ebenfalls vom DSB Landesverband in Brandenburg unterstützt und als nicht erfüllt angesehen. Bereits Anfang des Jahres hatten die Behindertenbeauftragten von Bund und Länder in einer gemeinsamen Erklärung zum Medienstaatsvertrag gefordert, die Versorgung mit barrierefreien Notfallinformationen in audiovisuellen Medien sicherzustellen. Darüber hinaus fordert Artikel 21 der UN-BRK, dass Informationen, die für die Allgemeinheit bestimmt sind, rechtzeitig in zugänglichen Formaten und Technologien zur Verfügung gestellt werden. Weiter heißt es dort: „Massenmedien, einschließlich Anbieter von Informationen über das Internet, sollen dazu aufgefordert werden, ihre Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen zugänglich zu gestalten“. Menschen mit Behinderungen, die sich in ihrem Recht auf Barrierefreiheit verletzt sehen, können sich übrigens zur Unterstützung an die Schlichtungsstelle BGG wenden. Die Schlichtungsstelle nach § 16 des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (BGG) hat die Aufgabe, Konflikte zwischen Menschen mit Behinderungen und öffentlichen Stellen des Bundes zu lösen. Der DSB Brandenburg fordert den Behindertenbeauftragten von Brandenburg auf, zu klären, inwieweit die Versorgung mit barrierefreien Notfallinformationen, in audiovisuellen Medien im Bundesland geplant bzw. sichergestellt ist. 

Krebsfrüherkennung kann Leben retten
(MSGIV, Pressemitteilung vom 02.02.2020)
Am 4. Februar 2020 feiert der Weltkrebstag sein 20. Jubiläum. Das Motto „Ich bin und werde“ ruft jede Einzelne und jeden Einzelnen dazu auf, sich über die Möglichkeiten der Krebsprävention und Krebsfrüherkennung zu informieren. Eine mögliche fatalistische Überzeugung, nichts gegen Krebs tun zu können, soll überwunden werden. Jeder Einzelne von uns soll damit zum wirkungsvollen Handeln bewegt werden. Der persönliche Aufruf lautet: Wer BIN ICH und was WERDE ICH persönlich anlässlich des Weltkrebstages als Maßnahme zur Bekämpfung von Krebs unternehmen? Laut Schätzungen des Gemeinsamen Krebsregisters der ostdeutschen Bundesländer (GKR) 
Leben in Brandenburg ungefähr 82.700 Menschen bei denen in den vergangenen Jahren eine Krebserkrankung diagnostiziert wurde. Das sind ca. 3,3 Prozent der Bevölkerung. Aufgrund des demografischen Wandels wird dieser Anteil in Zukunft weiter steigen. In Brandenburg engagieren sich unter anderem die Landesarbeitsgemeinschaft Onkologische Versorgung Brandenburg (LAGO) und die Brandenburgische Krebsgesellschaft für die Krebsprävention, Krebsfrüherkennung und für die bessere Versorgung krebskranker Menschen. 

Verfügbarkeit lebensnotwendiger Arzneimittel sichern!
(BAG-SELBSTHILFE, Pressemitteilung vom 25.02.2020)
Es gibt immer wieder Lieferengpässe bei lebensnotwendigen Arzneimitteln, weil die Hersteller der Medikamente die Apotheken nicht beliefern können. Es gibt inzwischen viel zu viele Hersteller von bestimmten Arzneimitteln und diese sind immer weniger in Deutschland und in Europa angesiedelt. Ganz deutlich zeigen sich die Nöte der PatientInnen bei rabattierten Arzneimitteln. Rabattierte Arzneimittel sind Medikamente, für die Krankenkassen exklusiv Rabattverträge mit bestimmten Arzneimittelherstellern abschließen. Die Krankenkassen sichern sich so finanzielle Vorteile, eine Garantie für die Verfügbarkeit ist damit aber nicht vertraglich geregelt. Das Nachsehen haben die PatientenInnen. Aus Sicht der BAG SELBSTHILFE kann eine nachhaltige Versorgung mit lebensnotwendigen Medikamenten nur gesichert werden, wenn der Gesetzgeber die Möglichkeit festschreibt, dass ein dritter Medikamentenhersteller zu bestehenden Rabattverträgen zwischen einem anderen Hersteller und einer Krankenkasse hinzugezogen werden darf. Im Hilfsmittelbereich besteht eine solche Regelung bereits, entsprechende Versorgungsprobleme werden dort schon kompensiert. 
Arbeitslosenquote bei schwerbehinderten Menschen noch immer viel zu hoch
(BAG-SELBSTHILFE, E-Mail vom 04.03.2020)
Menschen mit Behinderungen sind hochqualifiziert und sind für den Arbeitsmarkt auch in Anbetracht des Fachkräftemangels unverzichtbar. Jens Beeck, teilhabepolitischer Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, hat eine kleine Anfrage hinsichtlich der Arbeitslosenquote bei schwerbehinderten Menschen an die Bundesregierung gestellt. Auch wenn die Arbeitslosenquote bei schwerbehinderten Menschen stetig sinkt, ist sie mit über 11 Prozent immer noch viel zu hoch. Viele Arbeitgeber verwirklichen die Teilhabe am Arbeitsleben aus Überzeugung und aufgrund guter Erfahrungen der hochqualifizierten und motivierten Arbeitnehmer. Andere Betriebe wiederum handeln seiner Meinung nach sehr zögerlich und erfüllen nur in unzureichendem Maße die Beschäftigungsquote. Obwohl den Arbeitgebern umfangreiche Fördermöglichkeiten und Beratungsangebote durch die Integrationsämter zur Verfügung stehen, wird dies nur unzureichend in Anspruch genommen. So gab es 2017 (neuere Daten lagen nicht vor) bundesweit 285.754 Pflichtarbeitsplätze, auf denen kein schwerbehinderter Mensch beschäftigt war. Jens Beeck hält eine pauschale Erhöhung der Beschäftigungspflichtquote für den falschen Weg. Er ist stattdessen für eine neue Ausgleichsabgabe für Unternehmen, die keinem einzigen Menschen mit Behinderung eine Chance geben wollen. 

Aphasie im Takt 
(not-online.de)
Der Bundesverband Aphasie hat einen neuen Informations- und Aufklärungsfilm zum Singen und Musizieren als ein Mittel zur Kommunikation für Menschen mit Aphasie produziert. Dieser kann kostenfrei beim Verband bezogen werden. Aphasiker, deren Kommunikationsvermögen gestört ist, können in der Musik eine zweite Sprache finden, um sich auszudrücken. Oft ist es Menschen mit Aphasie möglich Texte zu singen, auch wenn sie des Sprechens nicht mächtig sind. So können sich Aphasiker, die im Chor singen als wichtigen Teil der Gruppe wahrnehmen und erleben den Chorgesang als heilsame Kraft. Der Film „Im Takt“ kann kostenfrei bezogen werden unter Telefon 0931 / 25 01 30 30 oder Email info@aphasiker.de .
Coronavirus Epidemie – Informationsdefizit bei gehörlosen Menschen 
(kobinett NACHRICHTEN vom 05.03.2020)
Wenn in den USA und vielen anderen Ländern Pressekonferenzen oder Berichte von Katastrophen im Fernsehen gesendet werden, ist es in der Regel selbstverständlich, dass dies auch in Gebärdensprache gedolmetscht wird. In Deutschland scheint das selbst in Zeiten von Corona-Epidemie nicht machbar zu sein. Für den Deutschen Gehörlosen-Bund ist das ein untragbarer Zustand und eine krasse Verletzung der UN-Behindertenrechtskonvention. In einer Zeit, in der die Bevölkerung bereits mit Hamsterkäufen auf die aktuelle Situation und entsprechende Medienberichte reagiert, bleibt gehörlosen Menschen der Zugang zu verlässlichen Informationen weitgehend verwehrt. Denn viele wichtige Berichte über die Epidemie werden nicht in Gebärdensprache übersetzt. Die Verantwortlichen müssten hier schnellstmöglich für absolute Barrierefreiheit der Informationen und Berichte sorgen. 
G-BA beschließt zweite Impfung gegen Masern für bestimmte Berufsgruppen 
(aerzteblatt.de vom 05.03.2020)
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat eine Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie zu beruflich indizierten Impfungen gegen Masern, Mumps und Röteln sowie gegen Windpocken (Varizellen) beschlossen. Damit hat der G-BA die Empfehlung der Ständigen Impfkommission (STIKO) umgesetzt. Diese sieht zum Schutz vor Masern einen Anspruch auf eine nunmehr zweimalige Impfung mit einem Kombinationsimpfstoff für Personen in den verschiedenen Tätigkeitsbereichen vor. Dazu gehören Medizinische Einrichtungen inklusive Einrichtungen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, Tätigkeiten mit Kontakt zu potentiell infektiösen Material, Einrichtungen der Pflege, Gemeinschaftseinrichtungen, Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern, Ausreisepflichtigen, Flüchtigen und Spätaussiedlern sowie Fach-, Berufs- und Hochschulen. Bisher gehörte nur eine einmalige Impfung bei beruflicher Indikation zum Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Diese soll nun im Mindestabstand von vier Wochen durch eine zweite Impfung ergänzt werden. Bis zur Umsetzung der aktuell beschlossenen Änderungen der Schutzimpfungs-Richtlinie gilt für alle nach 1970 geborene Erwachsene, die ungeimpft sind, in der Kindheit nur einmal geimpft wurden oder einen unklaren Impfstatus haben, die bisherige Regelung. 
Kostenträger bei Krankenhausbegleitung 
(Presse Bundestag)
Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages hat sich mit der Assistenz bzw. Unterstützung behinderter Menschen in Krankenhäusern befasst. Der Ausschuss setzt sich dabei für eine Klarstellung ein, wer im Falle eines Krankenhausaufenthaltes von Menschen mit Behinderung die Kosten für eine professionelle Krankenhausbegleitung übernimmt. In der Sitzung am 11.03.2020 verabschiedete der Ausschuss einstimmig die Beschlussempfehlung an den Bundestag, eine dahingehende Petition mit dem höchsten möglichen Votum “zur Berücksichtigung“ an die Bundesregierung zu überweisen und sie den Fraktionen des Bundestags zur Kenntnis zu geben. In der Eingabe fordert eine Petentin ein geregeltes Verfahren mit eindeutiger Zuständigkeit eines Kostenträgers. Aufgrund ihres Autismus in einer Einrichtung der Behindertenhilfe lebend, muss sie bei einem bevorstehenden Krankenhausaufenthalt von einer Begleitperson betreut werden. Da die Mutter hierzu nicht in der Lage sei, könne dies nur durch einen Mitarbeiter der Einrichtung erfolgen. Unklar sei, ob die dadurch entstehenden Kosten vom Sozialhilfeträger oder von der Krankenkasse übernommen würden. Hier besteht eine Gesetzeslücke, wodurch sich ihre Behandlung im Krankenhaus verzögern würde, heißt es in der Petition. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) vertritt die Auffassung, dass Leistungen der Eingliederungshilfe zur Sicherstellung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich verordneten Leistungen während eines Krankenhausaufenthaltes nicht in Betracht kommen. Auch aus Sicht der Länder, liege es in der Verantwortung der Krankenhäuser, die Versorgung von Menschen mit Behinderungen während eines Krankenhausaufenthaltes sicherzustellen und das dafür qualifizierte Personal vorzuhalten. Nach Auffassung des Petitionsausschusses ist aber im vorliegenden Fall plausibel dargelegt worden, dass der bewilligte Assistenzbedarf während eines Krankenhausaufenthalts fortbesteht und durch eine der Petentin vertraute Begleitperson gedeckt werden muss. Die Parlamentarier sind der Meinung, dass der Bedarf für die Teilhabeleistung Assistenz weder an der Krankenhaustür endet, noch wandle er sich dort in einen medizinischen oder pflegerischen Bedarf um. Die Weitergewährung von Assistenzleistungen bei einem Krankenhausaufenthalt müsse daher in der Bewilligungspraxis der Leistungsträger verlässlich verankert werden. 
Coronavirus beschäftigt zunehmend auch behinderte Menschen 
(kobinett NACHRICHTEN vom 09.03.2020)
Die Coronavirus-Epidemie ist mit heute vermeldeten über 1.100 Infizierten in Deutschland mittlerweile nicht nur in vielen Bereichen unseres Lebens angekommen, sondern beschäftigt auch zunehmend behinderte Menschen. Dies reicht von Barrieren bei Notfallinformationen, über erste behinderte Menschen, die in Quarantäne sind, bis zu Fragen, ob Veranstaltungen wie geplant stattfinden bzw. welche Auswirkungen die Epidemie auf Menschen haben könnte, die Persönliche Assistenz nutzen. Eine Reihe von Meldungen zu Hamsterkäufen bis zum Diebstahl von medizinisch wichtigen Desinfektionsmitteln oder Schutzkleidung deuten darauf hin, dass der Mensch und seine Angst das größte Problem in einer solchen Epidemie sind. Die Aktion Mensch hat mit einer Presseinformation ein wichtiges Zeichen gesetzt und gefordert, dass das Hamstern von Desinfektionsmitteln ein Ende haben muss, denn viele Menschen sind aufgrund chronischer Erkrankungen, Alter oder Behinderungen auf Desinfektionsmittel oder Schutzmasken angewiesen. 
„Seelische Abartigkeit“ soll gestrichen werden: Jürgen Dusel begrüßt geplante Änderungen des Strafgesetzbuches 
(Behindertenbeauftragter der Bundesregierung, Pressemitteilung vom 11.03.2020)
Bereits seit längerem kritisiert der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, Jürgen Dusel, dass die Paragraphen § 20 StGB und in 
§ 12 OWiG, die Regelungen zur Schuldunfähigkeit und Verantwortlichkeiten von Taten enthalten, die diskriminierenden und abwertenden Begrifflichkeiten „Schwachsinn“ und „schwere andere seelische Abartigkeit“ verwenden. Innerhalb der Bundesregierung hatte er sich seither für eine Änderung eingesetzt. Für Jürgen Dusel sind Begriffe wie „schwachsinnig“ oder „Abartigkeit“ stigmatisierend, diskriminierend und entmenschlichend. Die entsprechenden Paragraphen sollen nun sprachlich neugefasst werden. Der Begriff „Schwachsinn“ soll durch den neutralen Begriff „Intelligenzminderung“ und der Ausdruck „schwere seelische Abartigkeit“ durch „schwere seelische Störung“ ersetzt werden. 
Gesetzliche Krankenversicherung schließt 2019 mit Defizit ab 
(aerzteblatt.de vom 06.03.2020)
Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) hat das vergangene Jahr mit einem Defizit in Höhe von 1,5 Milliarden Euro abgeschlossen. Ein Minus gab es bei allen Krankenkassen mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Krankenkasse. Das größte Defizit mussten die Ersatzkassen (TK, DAK-Gesundheit, Barmer, HKK, KKH) hinnehmen. Die Finanzreserven der Krankenkassen betrugen zum Jahresende 2019 rund 19,8 Milliarden Euro. Dies entspricht im Schnitt knapp einer Monatsausgabe und damit etwa dem Vierfachen der gesetzlich vorgesehenen Mindestreserve. Die Leistungsausgaben stiegen insgesamt um 5,6 Prozent. Im Detail sind die Ausgaben für Krankenhausbehandlung den vorläufigen Zahlen zufolge 2019 um 3,9 Prozent angewachsen. Das ist ein deutlich stärkerer Zuwachs als in den beiden vorangegangenen Jahren. Die Arzneimittelausgaben stiegen um 5,6 Prozent. Während Bundesgesundheitsminister Jens Spahn die Entwicklung positiv betrachtet, sorgen sich die Krankenkassen. Jens Spahn zufolge, zeigen die aktuellen Zahlen in die richtige Richtung. Die Beitragszahler würden von niedrigeren Zusatzbeiträgen profitieren, weil die Krankenkassen endlich ihre übermäßig hohen Finanzreserven abbauen. Doris Pfeiffer, Chefin des GKV-Spitzenverbandes sagt, dass die Krankenkassen erstmals seit 2015 ein Haushaltsjahr mit einem Minus abgeschlossen hätten. Das Defizit sei „besonders alarmierend“, weil die derzeit noch brummende Konjunktur für Rekordeinnahmen gesorgt habe und steigende Ausgaben für den medizinischen Fortschritt und kostspielige Gesetze dennoch ein Defizit verursacht hätten. 
Pflegeversicherung profitiert von Beitragserhöhung
(aerzteblatt.de vom 09.03.2020)
Die Pflegeversicherung hat das vergangene Jahr mit einem Plus von 3,3 Milliarden Euro abgeschlossen. Die Rücklagen entsprechen knapp 1,9 Monatsausgaben. Das Plus erkläre sich allein durch die Anfang 2019 erfolgte Beitragserhöhung um 0,5 Prozentpunkte für Versicherte mit Kindern sowie auf 3,3 Prozent für Kinderlose. Laut Gesundheitsministerium verfügt die private Pflegeversicherung über erhebliche Altersrückstellungen. Zahlen für 2019 lägen dazu jedoch nicht vor. Den Angaben zufolge beliefen sich die Rückstellungen 2018 auf knapp 36,2 Milliarden Euro. Experten zufolge sei die Pflege in Deutschland grundsätzlich unterfinanziert. Dies würde sich in hohen Eigenanteilen der Versicherten zeigen, da von vornerein nur ein Teil der Kosten übernommen wird. Viele Menschen können dies nicht bezahlen und müssen Hilfe zur Pflege beantragen. Der Spitzenverband der Pflegekassen ist ebenfalls der Meinung, dass das Ende der Fahnenstange bei den Eigenanteilen der Pflegebedürftigen noch lange nicht erreicht ist. Durch die Beitragserhöhung ist nun zwar eine vorübergehende finanzielle Entspannung eingetreten, mittel- und langfristig wird aber mit steigenden Kosten für die Pflegekassen gerechnet. Bundesgesundheitsminister Jens Spahn will bis zur Jahresmitte ein Konzept für die weitere Finanzierung vorlegen. Die bisher diskutierten Vorschläge reichen von Bundeszuschüssen bis zu erneuten Beitragserhöhungen. 
Corona-Ratgeber für Blinde und sehbehinderte Menschen 
(BAGSO, Newsletter Nr. 08/2020)
Die Ausbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) stellt Menschen mit eingeschränkter oder fehlender Sehfähigkeit vor besondere Herausforderungen. Der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband (DBSV) hat deshalb nützliche Informationen und Hinweise speziell für diese Zielgruppe zusammengetragen – von den Tipps eines Virologen über Hinweise zur augenärztlichen Versorgung bis hin zu arbeitsrechtlichen Fragestellungen. 
Gesundheitsministerium will neue Meldepflichten bei COVID-19 
(aerzteblatt.de vom 20.04.2020)
Das Bundesgesundheitsministerium will ein zweites Pandemie-Gesetz erarbeiten. So soll beispielsweise eine dauerhaft gesetzliche Meldepflicht für COVID-19-Fälle geschaffen werden. Dazu zählen auch die neu eingeführten Meldepflichten von Genesungen sowie negative Labortests. Die Tests sollen „symptomunabhängig Bestandteil des Leistungskataloges der gesetzlichen Krankenversicherung“ werden. Die Krankenkassen sollen auch die Tests erstatten, die der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) vorgenommen hat. Mit dem neuen Gesetz sollen die Bestimmungen aus dem ersten Pandemie-Gesetz von Ende März erweitert werden. Es geht dabei vor allem um Regelungen für erste Pilotprojekte bei digitalen Versorgungsangeboten, Versorgungsengpässen in den Pflegeheimen sowie Beitragszuschüsse für Selbstständige und Kleinunternehmer. In dem Gesetz wird ebenso geregelt, dass der Bund die Kosten zur Versorgung von europäischen Intensivpatienten übernimmt. Künftig solle es auch eine Immunstatusdokumentation analog zu einer Impfdokumentation geben. Als „vorbeugender Schutz“ vor Influenza in der kommenden Saison sollen „Vorkehrungen für die Versorgung der Versicherten mit saisonalem Grippeimpfstoff“ getroffen werden. [image: image5.jpg]Masern’ Mumps
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